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I 

ANLAGE 1
 

„MODELL DER SOZIALGERECHTEN
 

BODENNUTZUNG IN MÜNSTER“
 

(SOBO-MÜNSTER)
 

ZIELSETZUNG DER KOMMUNALEN BODEN-/LIEGENSCHAFTSPOLITIK 

A. Hauptziele 

●		 Die Stadt Münster will zukünftig im Rahmen ihres Baulandmanagements durch neue Wege 

der Baulandbereitstellung das Schaffen von Planungsrechten, deren Umsetzung und - bei 

vorliegenden Voraussetzungen - auch die Vergabe von Baugrundstücken aktiv steuern. Sie 

möchte eine effektivere Verzahnung von Planung und Planumsetzung schaffen. 

●		 Die Stadt Münster setzt dabei weiterhin auch auf das Engagement und die Einbindung Pri­

vater in die Baulandentwicklung, sofern diese quantitative wie qualitative wohnungsstruktu­

relle Vorgaben umsetzen bzw. Bindungen eingehen. 

●		 Die Stadt Münster verfolgt hierbei mit ihrem Prozess des Baulandmanagements das Ziel, 

sich auch die Möglichkeit zu eröffnen, in ausreichendem Umfang und zur richtigen Zeit 

preiswertes Wohnbauland für alle Kreise der Bevölkerung  zur Verfügung stellen. 

●		 Die Stadt Münster strebt darüber hinaus an, eine gerechte Verteilung der Kosten, die mit 

der Baulandentwicklung verbunden sind, zwischen den Planungsbegünstigten und ihr 

selbst zu erreichen. 

B. Detailziele 

●		 Soziale Ziele 

- Ausreichend Baugrundstücke für den öffentlich geförderten und den förderfähigen Woh­

nungsbau. 

- Erleichterter Zugang zum Boden- und Wohnungsmarkt für weite Kreise der Bevölkerung  

zum Eigentum. 

- Vermeidung von Verdrängungsprozessen in das Umland. 

- Verhinderung der Segregation im Quartier 

- Angemessene Wohnraumversorgung von Menschen mit Behinderungen, Senioren und 

Menschen mit Migrationsvorgeschichte 

●		 Ökonomische Ziele 

- Beschleunigung der Baulandentwicklung.
 
- „Dämpfung“ der Baulandpreise für Wohnen.
	
- Angemessene Beteiligung der Eigentümer und Investoren an der Wertschöpfung unter
 

Teilverzicht auf Wertsteigerung.
 
- Refinanzierung der Folgekosten.
 
- Verhinderung der Entstehung von Baulücken und von Bodenspekulation.
 

●		 Ökologische Ziele 

- Verringerung von Pendlerströmen.
 
- Energetische Optimierung.
 
- Vermeidung von Baulücken
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II	 VERFAHRENSWEGE 

Als Wege der Baulandbereitbestellung werden zukünftig in Münster der kommunale Zwischen­

erwerb und die Anwendung öffentlich-rechtlicher Verträge (städtebaulicher Verträge, Durch­

führungsverträge) verfolgt (vgl. Abbildung auf Seite 8). 

1.	 Baulandentwicklungen im Außenbereich (§ 35 BauBG) erfolgen zukünftig nur noch, wenn ­

vor Schaffung des Planungsrechtes - mindestens ein Anteil von 50% des Bruttobaulandes an 

die Stadt Münster verkauft wird (liegenschaftliche Partizipation). Ein 100% kommunaler Anteil 

ist aber auch möglich. 

2. 	 Baulandentwicklungen mittels Öffentlich-rechtlicher Verträge sind im Innenbereich (Definition 

entsprechend §§ 30, 34 BauGB) möglich, wenn mit ihnen die gewünschten boden- und woh­

nungsmarktpolitischen Ziele (vgl. Konditionen für die Wohnraumförderung unter IV. D) einschl. 

der Refinanzierung der Infrastruktur- und Folgekosten gleichermaßen erreicht werden können. 

Kommunale Partizipation oder ein Liegenschaftserwerb durch die Stadt ist auch im Innenbe­

reich unter bestimmten Voraussetzungen möglich. 

A	 Freihändiger Erwerb (kommunaler Zwischenerwerb) 

1.	 Der freihändige Erwerb kann nach kurz- und langfristigem Zwischenerwerb differenziert wer­

den. 

2.	 Beim kurzfristigen Zwischenerwerb handelt es sich um einen projektbezogenen Zwischener­

werb. Die Stadt Münster versucht, in Gebieten mit Planungsabsichten die Grundstücke frei­

händig zu erwerben (mindestens 50% des Bruttobaulandes, s. o.). 

3.	 Der langfristige Zwischenerwerb unterscheidet sich davon erheblich und wird auch als langfris­

tige Bodenvorratspolitik bezeichnet. Die Stadt Münster kauft bei dieser Strategie Flächen auf, 

die insbesondere im aktuellen Wohnsiedlungsflächenkonzept enthalten sind (vgl. HA-

Beschluss vom 25.09.2013 zur Vorlage V/0230/2013), für die aber keine weitergehenden 

kommunalen Planungsabsichten bestehen. Eine bauliche Entwicklung kann sich jedoch zu ei­

nem späteren, bislang nicht absehbaren Zeitpunkt ergeben. Auf diese Art erworbene Flächen 

können außerdem als Tauschflächen bei konkreten Projekten oder als ökologische Aus­

gleichsflächen verwendet werden. 

4.	 Neben dem Erwerb der benötigten Flächen ist auch ein Tausch mit im Eigentum der Stadt 

stehenden Flächen möglich. 

5.	 Beim freihändigen Erwerb kann die Stadt die Flächenverfügbarkeit über Optionsverträge – das 

bezeichnet notariell unterbreitete Kaufangebote – sichern. Ist der Erwerb zu einem späteren 

Zeitpunkt in rechtlich bindender Form sichergestellt, kann die Stadt früher mit der Baugebiets­

entwicklung beginnen. Dieser Weg ist insbesondere bei größeren Baugebieten zu wählen, um 

das finanzielle Risiko einer Planungsaufgabe zu minimieren. 

6.	 Zur Sicherstellung, dass das Zwischenerwerbsmodell langfristig erfolgreich ist, ist es erforder­

lich, jährlich ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen (= festes Budget für Ankauf 

und Tausch). 

7.	 Die Einnahmen aus der Baulandentwicklung sind möglichst zweckgebunden für weitere Bau­

landentwicklungen einzusetzen. Langfristig soll so ein eigener revolvierender Bodenfonds für 

Münster aufgebaut werden, um so die einzusetzenden Haushaltsmittel nach und nach absen­

ken zu können. 
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B Öffentlich-rechtliche Verträge (Städtebaulicher Vertrag/Durchführungsvertrag) 

1.	 Bei Baulandentwicklungen im Innenbereich können unter Berücksichtigung der hier getroffe­

nen Regelungen öffentlich-rechtliche Verträge zwischen der Stadt und den Planbegünstigten / 

Vorhabenträgern abgeschlossen werden. 

2.	 Wesentliche Inhalte sollen eine Beteiligung der planungsbegünstigten Vorhabenträger an den 

Kosten der Baulandentwicklung unter Teilverzicht auf Bodenwertsteigerungen und rechtlich 

bindende und ausreichend konkretisierende Erklärungen hinsichtlich der zu erbringenden 

Leistungen sein. 

3.	 Vor Einleitung von Planungsverfahren sind mit dem planbegünstigten Vorhabenträger verbind­

liche Verträge hinsichtlich der Inhalte der sozialgerechten Bodennutzung in Münster abzu­

schließen. 

4.	 Die Verträge können auch für einvernehmliche gesetzliche Umlegungen (freiwillige Umlegun­

gen im „amtlichen Gewand“) oder für freiwillige Umlegungen eingesetzt werden. 

III	 GRUNDSÄTZE 

1.	 Die Regelungen, die in diesem Grundsatzbeschluss festgehalten sind, beziehen sich aus­

schließlich auf neu zu schaffendes Baurecht für Wohnen oder auf Fälle, bei denen die 

Nutzungsart bzw. das bestehende („alte“) Baurecht geändert wird, die neue Nutzung dem 

Wohnen dient und hierdurch ein signifikanter Wertzuwachs entsteht. Fälle, in denen das 

Baurecht am Stichtag (01.05.2014) bereits vorhanden ist oder vorhandenes Baurecht nicht 

geändert werden soll bzw. bereits mit Bauleitplanverfahren begonnen wurden, sind hiervon 

nicht betroffen.1 Sanierungsbebauungspläne und städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 

sind hiervon ebenso unberührt. 

2. Die Stadt Münster leitet - unter Berücksichtigung des § 1 Abs. 3 BauGB (kommunales Pla­

nungserfordernis) - neue städtebauliche Planungen für den Bau von Wohnungen zeitnah 

und unter Einsatz städtischer Personalressourcen ein, wenn 

a) die Flächen im Eigentum der Stadt Münster stehen oder 

b) im Außenbereich (§ 35 BauGB) im Wege des kommunalen Zwischenerwerbs vor Schaffung 

des Planungsrechtes mindestens einen Anteil von 50% des Bruttobaulandes an die Stadt 

Münster veräußert wird (liegenschaftliche Partizipation) und sich die Eigentümer und Inves­

toren verbindlich vertraglich verpflichten, sich an den Kosten und Folgekosten, die mit der 

Schaffung von Bauland entstehen, zu beteiligen, oder 

c) im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder im Innenbereich (§§ 30 und 34 BauGB) 

bei Veränderung des bestehenden Baurechts eine Vereinbarung zu den wohnungsstruktu­

rellen Zielen , vgl. IV C, mit Eigentümern/Investoren getroffen wird und sich die Eigentü­

mer/Investoren an den Kosten und Folgekosten, die mit der Schaffung der Wohnbauflächen 

entstehen, beteiligen, oder 

d) im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder im Innenbereich (§§ 30, 34 BauGB) bei 

Flächen, für die entweder eine öffentliche Zweckbindung besteht oder die gärtnerisch oder 

landwirtschaftlich genutzt werden, im Wege des kommunalen Zwischenerwerbs mindestens 

ein Anteil von 50 % des Bruttobaulandes an die Stadt Münster veräußert wird (liegenschaft­

1 
Definition: Ein „!ltfall“ ist dann gegeben, wenn durch ein politisches Gremium (i; d; R; der !usschuss für Stadtent­

wicklung, Stadtplanung, Verkehr und Wirtschaft) eine inhaltliche Freigabe in dem Sinne erfolgte, dass eine Planung 
betrieben werden soll. 
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liche Partizipation) und sich die Eigentümer/Investoren anteilig an den Kosten und Folge­

kosten, die mit der Schaffung der Wohnbauflächen entstehen, beteiligen. 

3.	 Sollten die Voraussetzungen (a bis d) nicht gegeben sein, so wird die Planung nicht bzw. nur 

eine Teilrealisierung der Planung weiterverfolgt. Die Aufnahme kommunaler Bauleitplanung ist 

im Sinne der Ziele des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB dann nicht prioritär. 

4.	 Bei allen Baulandentwicklungen sind die unter II. aufgeführten Verfahrenswege einzuhalten. 

5.	 Die bauliche Umsetzung im Rahmen des kommunalen Zwischenerwerbs (vgl. II. A) - Bau­

pflicht: 

Jeder Erwerber (Endnutzer) gemeindeeigenen Baulandes hat innerhalb einer Frist von 2 Jah­

ren – nach Vertragsabschluss und Sicherung der Erschließung – die Bebauung soweit zu voll­

enden, dass eine zweckentsprechende Nutzung der Baulichkeiten möglich ist. Für den Fall der 

Nichteinhaltung wird der Stadt für das Baugrundstück bzw. für die Baugrundstücke ein Rück­

erwerbsrecht zum ursprünglichen Verkaufspreis eingeräumt. Dieses Rückerwerbsrecht kann 

grundbuchlich gesichert werden. Alle Rückübertragungskosten trägt der Rückübertragende. 

6.	 Rückübertragungsmöglichkeit im Rahmen des kommunalen Zwischenerwerbs (vgl. II. A), 

wenn 100% des Bruttobaulandes angekauft worden sind. 

Jeder (Alt-)Eigentümer erhält auf Wunsch – abhängig von der Größe der abgegebenen bzw. 

veräußerten Flächen – eine Option auf Übertragung von max. 10 % der Baugrundstücke nach 

Planungsabschluss und Erschließung zum Verkehrswert für voll erschlossenes baureifes 

Land, mit der Auflage einer Bebauung innerhalb von 2 Jahren nach Rückübertragung. Dieser 

Anspruch muss spätestens 1 Jahr nach Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes geltend 

gemacht werden. Für den Fall der Nichteinhaltung der Bauverpflichtung wird der Stadt für das 

Baugrundstück bzw. die Baugrundstücke ein Ankaufsrecht zum ursprünglichen Verkaufspreis 

eingeräumt; alle Rückübertragungskosten trägt der Rückübertragende. 

7.	 Die bauliche Umsetzung im Rahmen von öffentlich-rechtlichen Verträgen (vgl. II. B) ­

Baupflicht: 

Jeder Eigentümer bzw. Investor hat die Bebauung auf den Baugrundstücken i.d.R. innerhalb 

einer Frist von 2- 5 Jahren -in Abhängigkeit von der Größe des Baugebietes– nach Sicherung 

der Erschließung – soweit zu vollenden, dass eine zweckentsprechende Nutzung der Baulich­

keiten möglich ist. Kommt der Eigentümer/Investor/Vorhabenträger dieser Frist nicht nach, 

kann eine Vertragsstrafe in Höhe von 10 % des Verkehrswerts des jeweiligen Baugrundstücks 

innerhalb von drei Monaten nach Anforderung vereinbart werden. Zusätzlich erhält die Stadt 

Münster die Option, das Baugrundstück bzw. die Baugrundstücke zum Verkehrswert anzukau­

fen. Das Ankaufsrecht kann grundbuchlich gesichert werden. Alle Rückübertragungskosten 

trägt der Rückübertragende. 
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IV	 BETEILIGUNG AN DEN KOSTEN – REFINANZIERUNG VON LEISTUNGEN, DIE VORAUS­

SETZUNG DER SCHAFFUNG/ÄNDERUNG VON BAURECHT SIND – VERWENDUNG DER 

DURCH PLANUNG AUSGELÖSTEN BODENWERTSTEIGERUNGEN - KOSTENRELEVANTE 

BINDUNGEN 

A	 Allgemeines 

1.	 Die Grundstückseigentümer/Investoren/Vorhabenträger sollen weiterhin an den Kosten- und 

Folgekosten der Baulandentwicklung – insbesondere an den Kosten der Infrastruktur – betei­

ligt werden; dies gilt auch für die Schaffung öffentlich geförderten Wohnraums. Dies wird ins­

gesamt durch einen Teilverzicht auf planungsbedingte Bodenwertsteigerungen gewährleistet. 

2.	 Es sind hierzu städtebauliche bzw. bodenwirtschaftliche (Vor-)Kalkulationen zu entwickeln 

(vgl. G). 

B	 Regelungen beim kommunalen Zwischenerwerb – auch für die Konditionen zur öffentli­

chen Wohnraumförderung (besondere kommunale Selbstverpflichtung) 

1.	 Die Stadt Münster erwirbt die zu entwickelnden Grundstücke und refinanziert die Kosten der 

Baulandentwicklung aus der Differenz zwischen Ankaufs- und Verkaufspreis. Der kalkulierte 

Ankaufspreis ergibt sich aus der städtebaulichen bzw. bodenwirtschaftlichen 

(Vor-)Kalkulation. 

2.	 Bei (Alt-)Eigentümern, die ihr Recht auf Rückübertragung wahrnehmen wollen, kann die Stadt 

die „rück zu übertragenden Baugrundstücke“ wertlich mit dem Ankaufspreis verrechnen. 

3.	 Für die städtischen Grundstücke wird für den Bereich der Mehrfamilienhausbebauung ein 

Zielwert von 60% der Nettowohnfläche zur anteiligen Errichtung von gefördertem Mietwohn­

raum festgelegt (besondere kommunale Selbstverpflichtung). (s.u. auch unter Punkt C „Kondi­

tionen für die Wohnbauförderung“). (vgl. auch die Abbildungen auf Seite 8). 

4.	 Für städtische Einfamilienhausgrundstücke finden ausschließlich die Richtlinien für die Verga­

be städtischer Einfamilienhausgrundstücke zur Förderung der Eigentumsbildung – städtische 

Vergaberichtlinien – Anwendung (besondere kommunale Selbstverpflichtung). -vgl. auch die 

Abbildungen auf Seite 8-. 

C	 Regelungen bei der Anwendung öffentlich-rechtlicher Verträge hinsichtlich der 
Konditionen für die Wohnraumförderung 

1.	 Die Planungsbegünstigten sind dafür verantwortlich, dass ein angemessener Anteil der neu 

geschaffenen Wohnbauflächen bei der Mehrfamilienhausbebauung als öffentlich geförderter 

Mietwohnraum sowie förderfähiger Wohnraum errichtet wird. Den im Baulandprogramm aus­

gewiesenen Flächen ist daher ein Zielwert von je 30% der Nettowohnfläche zur anteiligen Er­

richtung von gefördertem Mietwohnraum sowie von förderfähigem Wohnraum zuzuordnen.2 

Der Anteil des geförderten und des förderfähigen Wohnraumes soll im Plangebiet insgesamt 

verwirklicht werden. (vgl. auch die Abbildungen auf Seite 8 und 10). 

2.	 Bei privaten Baulandentwicklungen im Innenbereich (§§ 30 und 34 BauGB) sind 30% des Net­

tobaulandes für Einfamilienhäuser nach Maßgabe der städtischen Vergaberichtlinien (soziale 

Kriterien; Bewerberauswahl) zu veräußern. (vgl. auch die Abbildungen auf Seite 8 und 10). 

2 
Der geförderte Mietwohnraum ist zu 70% für die Einkommensgruppe A und zu 30 % für die Einkommensgruppe B zu 

realisieren. 
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3.	 Damit mit den Planungsbegünstigten verlässliche Verhandlungen über die Förderquote ge­

führt werden können, muss die Stadt Münster ein kompensierendes, städtisches Förderpro­

gramm für die Schaffung von Mietwohnraum vorhalten, welches (nur) zum Tragen käme, 

wenn das Land der Stadt Münster zukünftig nicht ausreichende Mittelkontingente für die Um­

setzung der Förderquote zur Verfügung stellt. Dies eine weitere besondere kommunale 

Selbstverpflichtung (vgl. auch IV. B). 

4.	 Sollten der Stadt Münster weder im Jahr der jeweiligen Antragstellung noch im Folgejahr aus­

reichend Fördermittel zur Verfügung stehen, kann der Planungsbegünstigte von einer Förde­

rung Abstand nehmen, muss aber die Wohnungen nach den Plänen errichten, die der Antrag­

stellung für die öffentliche Förderung zugrunde lagen (förderfähiger Wohnraum). 

D	 Regelungen bei der Anwendung öffentlich-rechtlicher Verträge zu Kosten der Planung, 

Erschließung und Infrastruktur (vgl. II. B) 

Zu den von den Planungsbegünstigten zu tragenden Kosten gehören in diesen Fällen: 

- Unentgeltliche Bereitstellung bzw. Abtretung der erforderlichen öffentlichen Flächen, 

- Kosten für Erschließungsmaßnahmen sowie für Ausgleichsmaßnahmen i. S. d. § 1a 

BauGB (Bereitstellung der erforderlichen Flächen, Herstellungskosten, Pflegekosten), 

- Kosten für Anlagen der sozialen und sonstigen Infrastruktur z.B. Grundschulen (Bereit­

stellung der erforderlichen Flächen und Herstellungskosten), 

- Planungs-, Beteiligungs-/Moderations- und Gutachterkosten bzw. Kosten für erforderliche 

fachliche Stellungnahmen, die der Stadt Münster entstehen, insbesondere wenn sie die Dinge 

durch Dritte durchführen lässt. 

E	 Kostenkausalitätsgebot gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB bei der Anwendung öffentlich-

rechtlicher Verträge 

Die Planungsbegünstigten tragen grundsätzlich sämtliche Kosten, die von ihrem Bauvorhaben 

ausgelöst werden oder Voraussetzung für die Bauverwirklichung sind. Das Gebot der Kausalität 

gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB ist hierbei zu beachten. Die Tragung der Kosten wird folgender­

maßen vorgenommen: 

- Die Kosten der technischen und sozialen Infrastruktur sowie weitere Kosten, z.B. Planungs­

leistungen, werden nach den für das betreffende Baugebiet entstehenden Kosten ermittelt und 

auf die Beteiligten – anteilig am Bruttobauland – umgelegt. Das gilt, wenn diese die erforderli­

chen Einrichtungen nicht selbst erstellen. 

- Die Planungsbegünstigten können i.S.d. § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB ursächlichen Kosten der 

sozialen und/oder technischen Infrastruktur, die mit der Baulandentwicklung verbunden sind, 

in Form eines Finanzierungsbeitrages als Vorausleistung ablösen (= anteiliger Finanzierungs­

beitrag von xyz € je qm Geschossfläche). Die Höhe der Vorausleistung ergibt sich aus der 

städtebaulichen Kalkulation bzw. der Kostenschätzung (ggf. auch Pauschalwert). 

-	 Die Kostenbeteiligung für die soziale Infrastruktur erfolgt nur für Wohnbauflächen. 

F	 Gebot der Angemessenheit gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB bei Anwendung öffentlich-

rechtlicher Verträge - Umfang der Verpflichtungen 

1.	 Die Planungsbegünstigten sollen sich unter Berücksichtigung des Grundsatzes der An­

gemessenheit gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB im Zusammenhang mit der Planung ste­

hende Lasten übernehmen. Dem Grundsatz der Angemessenheit ist insoweit Rechnung zu 
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tragen, als dass dem Planungsbegünstigten ein angemessener Bodenwertzuwachs - als In­

vestitionsanreiz und zur Deckung ihrer individuellen Kosten einschließlich eines angemesse­

nen Ansatzes für Wagnis und Gewinn verbleibt. 

2.	 Art der Erbringung der Leistung. Die Planungsbegünstigten können wählen, wie die Kos­

tenbeteiligung zu erbringen ist: a) tatsächliche Übernahme der Last oder b) Flächenabtretun­

gen oder c) ausnahmsweise Geldbeträge. Verkehrs-, Grün- und Gemeinbedarfsflächen sind 

jedoch immer abzutreten. Die Anteile des geförderten und des förderfähigen Wohnungsbaues 

sollen im Plangebiet erfolgen. Können Sie dort nicht realisiert werden, so ist vom Planungs­

begünstigten an anderer Stelle der Stadt eine entsprechende Mange von gefördertem Miet­

wohnraum sowie von förderfähigem Wohnraum zusätzlich einzubringen. 

G	 Städtebauliche/bodenwirtschaftliche (Vor-)Kalkulation zur Ermittlung der Ankaufspreise 

1.	 Der jeweils zu zahlende Ankaufspreis wird für jedes Baugebiet separat bestimmt. Ankaufs­

preise stehen in unmittelbarer Abhängigkeit zum Grad des Kaufanteils (50 % bis 100 %). Bei 

der Berechnung des Ankaufspreises werden grundsätzlich sämtliche Kosten, die vom Bauvor­

haben hervorgerufen werden oder Voraussetzung für die Bauverwirklichung sind, berücksich­

tigt. Bei den gezahlten Preisen handelt es sich um im Rahmen einer städtebaulichen Kalkula­

tion errechnete, kostendeckende und tragfähige Ankaufspreise. 

2. Ausgehend vom kalkulierten durchschnittlichen Verkaufspreis je Baugebiet sind die folgenden 

Positionen in Abzug zu bringen: 

- Flächenabzug 

Die Höhe des Flächenabzugs für Verkehrs- und Grünflächen, für Infrastruktureinrichtungen 

und für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Plangebiet ist anhand des städtebaulichen 

Entwurfs abzugreifen oder pauschal nach Erfahrungswerten zu schätzen und prozentual 

vom Ausgangswert abzuziehen. 

- Technische Infrastruktur, ökologische Ausgleichsmaßnahmen, Planungsleistungen 

Die Kosten der technischen Infrastruktur, für Planungsleistungen, ökologische Ausgleichs­

maßnahmen und Ordnungsmaßnahmen werden nach den für das betreffende Baugebiet 

entstehenden Kosten ermittelt und auf den m² Nettobauland umgelegt. 

- Soziale Infrastruktur 

Zu der sozialen Infrastruktur zählen Kindertagesstätte, Kinderspielplätze, Grundschulen 

und weiterführende Schulen. Die Berücksichtigung erfolgt über eine plausible Kalkulation. 

- Grunderwerbnebenkosten 

(Notarkosten, Vermessungskosten und Grunderwerbsteuer) 

Die Grunderwerbnebenkosten werden mit einem festzulegenden Prozentsatz des voraus­

sichtlichen Ankaufspreises berücksichtigt. 

- Wartezeit/Risiko 

Die Wartezeit bis zur Baureife und Vermarktung ist über eine Diskontierung mit einem Ent­

wicklungszinssatz zu berücksichtigen. Der Entwicklungszinssatz liegt i. d. R. zwischen dem 

Liegenschaftszinssatz und dem Kapitalmarktzinssatz. Das Risiko – meint das bestehende 

Risiko, die Planung könnte verworfen und aufgegeben werden und das Vermarktungsrisiko 

– wird entsprechend berücksichtigt. Werden zur Sicherung der Flächenverfügbarkeit Opti­

onsverträge genutzt, kann auf eine Berücksichtigung der Wartezeit verzichtet werden. 
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ANHANG 1: SCHEMATA 



 
 

 

STADT 

SoBoMünster - wohnungsstrukturelle Anforderungen für die Wohnbaulandentwicklung 

• MÜNSTER 

BAUGEBIET XYZ - Planungserfordernis i.S. § 1 (3) BauGB 

INNENBEREICH 

Entwicklung durch Private . 

1 „. als Regelfall im Innenbereich 

Einhaltung und Umsetzung 1 

„. schließen städtisches liegenschaftliches 
Engagement im Einzelfall gleichwohl nicht aus 

wohnungsstruktureller 
Ziele und Quoten 11 „. durch stringente Bindung 

....______ in den die Bebauungsplanung flankierenden 
öffentlich-rechtlichen Verträgen 

C5J 
Quote 

öffentlich 
gefördert: 

300/o 

+Quote 
öffentlich 

förderfähig: 
300/o 

~ ___________, 1 „. differenziert nach Wohnformen 1 

Quote 
Vergabe 

nach städt. 
Richtlinien: 

300/o 

------------1 „. soziale Vergabekomponente EFA: mind. 30°/o 
.--- 1 (nicht: preisdämpfende Vergabekomponente) 

„. wohnungsstrukturelle Basiskomponente MEFA 
„. in jedem Baugebiet: mind. 30 °10 

~ / _
1 

-/ sonst keine Baulandentwicklung 
1 

„. ergänzende wohnungsstrukturelle Qualitäts­
und Nachhaltigkeitsquote MEFA: + mind. 30°/o 

„. indirekt preisdämpf ende Wirkung 9
 



 
 

,_;_i / _J -/ 

STADT • MÜNSTER 

SoBoMünster - w.strukturelle Quotierungen EFA/MEFA für Private (Innenbereich) 

Zielvorgabe 

MEFA - Innenbereich 
Nettowohnfläche in m 

städtebauliche \. \ 

- ---­~ 

EFA - Innenbereich 
Bauland in m 

freifinanzierter 
Miet-Wohnraum oder 

Eigentumswohnen 

freier Grundstücks­
oder Hausverkauf 

Grundstücks- oder Haus­
verkauf gemäß städtischen 
Vergaberichtlinien 
- soziale Kriterien 

öffentlich geförderter 
Wohnraum 
- Mietpreis- und Wohn­

belegungsbindung 
- städtische Förder­

kompensation, sofern 
Landesmittel nicht oder 
nur teilweise fließen 

förderfähiger Wohnraum 
= freifinanzierter 

Miet-Wohnraum oder 
Eigentumswohnen 
mit Qualitäts- und 
Größenstandards 
gern. Förderrichtlinien 

- keine Mietpreis- oder 
Wohnbelegungsbindung 

1
0
 



 
 

STADT 

SoBoMünster - wohnungsstrukturelle Anforderungen für die Wohnbaulandentwicklung 

BAUGEBIET XYZ - Planungserfordernis i.S. § 1 (3) BauGB 

„. Grundsatz im Außenbereich 
„. hemmt Private nicht an der (anteiligen) 

Entwicklung und Erschließung von Bauland 
„. vielmehr im Einzelfall personal- und 

haushaltsentlastend (Planung/ Erschließung) 

„. als Ablösebeitrag der Wertsteigerung 
durch Eigentümer /Entwickler/ Investor 

„. unabhängig von der Art des Planverfahrens 
„. eine langfristige städtische Bodenvorratspolitik 

mit 100°/o Ankauf ist gleichwohl wichtiges Ziel 

„. alleinig durch die Stadt auf eigenen Flächen ~ 
damit Optionen für die: 

„. Vergabe mindestanteilig mit 60°/o für öffentlich 
geförderten Mietwohnungsbau 

„. (besondere) Förderung von Modellen des 
Bauens in Baugruppen/Baugemeinschaften/ 

Genossenschaften/ Stiftungen/ ... 

„. preisdämpfende und soziale 
Vergabekomponente EFA durch 100°/o-

~ 1 / ~n_wendung der städtischen Vergaberichtlinien 

AUSSEN BEREICH 

liegenschaftliche Partizipation 
der Stadt 

mind. 50 O/o 
des Baulandes 

Umsetzung städtischer 
w.- und sozialstruktureller 

Ziele und Bedarfe 

C5J 
Quote 

öffentlich 
gefördert: 

600/o 

~ 
Vergabe 

nach städt. 
Richtlinien: 

1000/o 

sonst keine Baulandentwicklung 

• MÜNSTER 

1
1
 



 
 

STADT [,,l@iilfäji§;i 
SoBoMünster - liegenschaftliche und wohnungsstrukturelle Quotierungen für Private und Stadt {Außenbereich) 

..... 

l 
1 Bauland-Anteil Privat 1 

~ 1 freie Vermarktung 1 

~ / _J -/ 

>: 50 O/o 

l 
40 O/o 

freifinanzierter 
Miet-Wohnraum oder 

Eigentumswohnen 

Grundstücksverkauf 
gemäß städtischen 
Vergaberichtlinien zu 
1000/o 
- soziale und preis­
däm pfende Kriterien 

öffentlich geförderter 
Wohnraum 
- Mietpreis- und Wohn­

belegungsbindung 
- städtische Förder­

kompensation, sofern 
Landesmittel nicht oder 
nur teilweise fließen 

1
2
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ANHANG 2: AUSZÜGE BAUGESETZBUCH 

§ 1 BauGB Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung 

(1)	 Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der 
Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzubereiten und zu leiten. 

(2)	 Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungs­
plan (verbindlicher Bauleitplan). 

(3)	 Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli­
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städ­
tebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch; ein Anspruch kann auch nicht durch Vertrag 
begründet werden. 

(4)	 Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

(5)	 Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirt­
schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künfti­
gen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit die­
nende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine men­
schenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent­
wickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtent­
wicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild bau-
kulturell zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. 

(6)	 Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: […] 

§ 1a BauGB Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz 

(1)	 Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz 
anzuwenden. 

(2)	 Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Ver­
ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög­
lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald 
oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt wer­
den. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu be­
rücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 
Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenent­
wicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, 
Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

(3)	 Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land­
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesna­
turschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich er­
folgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder 
Maßnahmen zum Ausgleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 
und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver­
einbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des 
Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch vertragliche 
Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der 
Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Absatz 3 des Bundesnaturschutz­
gesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 
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(4)	 Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b in seinen für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt werden kann, 
sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durchführung 
von derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der Stellungnahme der Europäischen 
Kommission anzuwenden. 

(5)	 Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 
7 zu berücksichtigen. 

§ 11 BauGB Städtebaulicher Vertrag 

(1)	 Die Gemeinde kann städtebauliche Verträge schließen. Gegenstände eines städtebaulichen 
Vertrages können insbesondere sein: 

1. die 	Vorbereitung oder Durchführung städtebaulicher Maßnahmen durch den Vertrags­
partner auf eigene Kosten; dazu gehören auch die Neuordnung der Grundstücksverhältnis­
se, die Bodensanierung und sonstige vorbereitende Maßnahmen, die Erschließung durch 
nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfähige sowie nicht beitragsfähige Erschlie­
ßungsanlagen sowie die Ausarbeitung der städtebaulichen Planungen sowie erforderlichen­
falls des Umweltberichts; die Verantwortung der Gemeinde für das gesetzlich vorgesehene 
Planaufstellungsverfahren bleibt unberührt; 

2. die Förderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, insbesondere die 
Grundstücksnutzung, auch hinsichtlich einer Befristung oder einer Bedingung, die Durch­
führung des Ausgleichs im Sinne des § 1a Absatz 3, die Berücksichtigung baukultureller 
Belange, die Deckung des Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen mit besonderen Wohn­
raumversorgungsproblemen sowie des Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung; 

3. die Übernahme von Kosten oder sonstigen Aufwendungen, die der Gemeinde für städte­
bauliche Maßnahmen entstehen oder entstanden sind und die Voraussetzung oder Folge 
des geplanten Vorhabens sind; dazu gehört auch die Bereitstellung von Grundstücken; 

4. entsprechend den mit den städtebaulichen Planungen und Maßnahmen verfolgten Zielen 
und Zwecken die Errichtung und Nutzung von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen 
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder 
Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung; 

5. entsprechend den mit den städtebaulichen Planungen und Maßnahmen verfolgten Zielen 
und Zwecken die Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden. 

Die Gemeinde kann städtebauliche Verträge auch mit einer juristischen Person abschließen, 
an der sie beteiligt ist. 

(2)	 Die vereinbarten Leistungen müssen den gesamten Umständen nach angemessen sein. Die 
Vereinbarung einer vom Vertragspartner zu erbringenden Leistung ist unzulässig, wenn er 
auch ohne sie einen Anspruch auf die Gegenleistung hätte. Trägt oder übernimmt der Ver­
tragspartner Kosten oder sonstige Aufwendungen, ist unbeschadet des Satzes 1 eine Eigen­
beteiligung der Gemeinde nicht erforderlich. 

(3)	 Ein städtebaulicher Vertrag bedarf der Schriftform, soweit nicht durch Rechtsvorschriften eine 
andere Form vorgeschrieben ist. 

(4)	 Die Zulässigkeit anderer städtebaulicher Verträge bleibt unberührt. 


